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„Krieg ist immer eine 
Niederlage von 

Diplomatie und Politik" 
1,1 einer Erklärung im Deut- 
schen Bundestag anlässlich 
*> Irak-Krieges äußerte 
s'ch die CDU/CSU-Frak- 
tionsvorsitzende Angela 
Merkel zutiefst betroffen 
ynd in Sorge. Krieg sei 
J^nier eine Niederlage von 
Diplomatie und Politik. 

Ihre Rede im Wortlaut: 
„Wir alle sind zutiefst be- 

sorgt und betroffen. Wir alle 
haben gehofft, dass wir die- 
sen Krieg nicht erleben müs- 
sen. CDU und CSU bedau- 
ern sehr, dass es nicht gelun- 
gen ist, die Entwaffnung des 
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Fortsetzung von Seite 1 
mit friedlichen Mitteln zu 
erreichen, denn wir dürfen 
nie vergessen: Krieg ist im- 
mer eine Niederlage von Di- 
plomatie und Politik. 

In dieser Stunde sind un- 
sere ersten Gedanken bei 
dem so leidgeprüften Volk 
im Irak. Es ist eine Tragödie 
für die betroffenen Men- 
schen, die bereits seit vielen 
Jahren die menschenver- 
achtende Herrschaft und 
die Kriege Saddam Hus- 
seins ertragen müssen, dass 
sie nun nochmals wegen 
dieses Diktators einen 
Krieg zu erleiden haben. 
Wir hoffen deshalb, dass 

der Krieg mit möglichst we- 
nig unschuldigen Opfern in 
möglichst kurzer Zeit zum 
Abschluss gebracht wird. 
Unsere Gedanken sind 
auch bei den Soldatinnen 
und Soldaten, die in einen 
schwierigen und gefährli- 
chen Einsatz gehen. 

CDU und CSU stimmen 
den von der Bundesregie- 
rung zugesagten Unterstüt- 
zungsleistungen für die Ver- 
einigten Staaten von Ame- 
rika und zum Schutz der 
Türkei und Israels zu. 

Mit Blick auf die Zu- 
kunft setzen wir alles daran, 
dass sich die Kraft und 
Handlungsfähigkeit       der 

Europäischen Union, des 
transatlantischen Bündnis- 
ses und der Vereinten Na- 
tionen durch Geschlossen- 
heit und Einigkeit neu ent- 
falten kann. Innerhalb die- 
ser Institutionen und Ge- 
meinschaften sind wir nicht 
zuletzt mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika durch 
gemeinsame Werte verbun- 
den. Deshalb stehen wir an 
ihrer Seite. 

So schwer es im Augen- 
blick vorstellbar sein mag, 
so sehr hoffen wir doch, 
dass es nach diesem Krieg 
zu mehr Frieden und Si- 
cherheit in der Region kom- 
men kann." 

WOLFGANG   SCHäUBLE 

Die Verantwortung für den Irak-Krieg 
liegt bei Saddam Hussein 

Der Beginn eines Krieges 
bedeute immer das 
„Scheitern von Politik 
und Diplomatie", sagte 
der stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion am 
20. März 2003 im Bun- 
destag. 

Er betonte, es sei das 
Ziel der Union gewesen, 
Saddam Hussein mit fried- 
lichen Mitteln zu entwaff- 
nen.    Denn    der    Krieg 

„scheint mir ohne Mandat 
der Vereinten Nationen 
auch ein großes Risiko zu 
sein". Gleichwohl seien die 
USA ein wichtiger und ver- 
lässlicher Partner, auf den 
Deutschland „notwendig 
und alternativlos angewie- 
sen" bleibe. 

Deshalb müsse jeder, 
der ein Interesse an einer 
engeren „Kooperation in 
einer multipolaren Welt- 
ordnung" habe, zuerst das 

transatlantische Verhältnis 
stärken. Ohne Vertrauen 
sei dies jedoch nicht mög- 
lich. Ausdrücklich wies der 
Außenexperte darauf hin, 
dass die Verantwortung für 
den Irak-Krieg bei Saddam 
Hussein liege, dessen ver- 
brecherisches Regime be- 
reits mehr als eine Million 
Opfer gefordert habe. 

Wolfgang Schäuble for- 
derte die Bundesregierung 
weiter auf, eine Befassung 
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des Bundestags mit den 
Einsätzen deutscher Solda- 
ten in AWACS-Überwa- 
chungsflugzeugen über der 
Türkei sowie der ABC-Ab- 
Wehrtruppen in Kuwait zu 
ermöglichen. Ansonsten 
seien die Soldaten gezwun- 
gen, sich in einer rechtli- 
chen Grauzone zu bewe- 
gen. Zugleich sicherte er 
der Bundesregierung zu, 
die Union werde im Bun- 
destag für die Einsätze 
stimmen. 

Europäische Union als 
„S icherheits verbünd" 

betrachtet 

Außerdem machte der 
Fraktionsvize deutlich, je- 
der Versuch, die europäi- 
sche Einigung als Gegen- 
gewicht zur atlantischen 
Gemeinschaft aufzubau- 
en, werde Europa spalten. 
Denn gerade die neu hin- 
zugekommenen Länder 
Mittel- und Südosteuropas 

! betrachteten die Europäi- 
sche Union nach dem 
Wegfall des Eisernen Vor- 
hangs zuerst als „Sicher- 
heitsverbund". In diesem 
Zusammenhang bekräf- 
tigte Schäuble, dass die 
deutsch-französische Zu- 
sammenarbeit für den eu- 
ropäischen Einigungspro- 

zess „unverzichtbar" sei, 
sofern die anderen Mit- 
gliedstaaten weder abge- 
stoßen noch bevormundet 
würden. Zusätzlich habe 
Deutschland jedoch auf 
eine enge Verbindung zur 
atlantischen Gemeinschaft 
zu achten. Schließlich ha- 
be Frankreich im Verhält- 
nis zu den USA immer 
Wert darauf gelegt, eine 
„eigenständige Rolle zu 
spielen". 

Großes und starkes 
Europa notwendig 

Ausdrücklich sprach 
sich der Außenexperte für 
ein „großes und starkes 
Europa" aus als Beitrag zur 
Festigung der atlantischen 
Partnerschaft. Eine multi- 
laterale Führung werde es 
jedoch nur geben, wenn die 

Europäische Union dazu 
ihren politischen, wirt- 
schaftlichen und militäri- 
schen Beitrag auch tat- 
sächlich leiste. Denn ange- 
sichts der neuen Bedro- 
hungssituationen, bei- 
spielsweise durch eine 
asymmetrische Kriegs- 
führung, reiche die bloße 
Vernichtungsfähigkeit 
nicht mehr aus, um poten- 
tielle Gewalttäter wir- 
kungsvoll abzuschrecken. 

Verbrecher zukünftig 
vom Handeln abhalten 

Schäuble mahnte, am 
Ende müsse sich das Recht 
zu seiner Durchsetzung auf 
die notwendigen Macht- 
mittel stützen können. In 
diesem Zusammenhang 
gab er zu bedenken, dass 
das demütigende Scheitern 
der USA möglicherweise 
ein noch größeres Risiko 
für die Stabilität auf der 
Welt bedeuten würde als 
„die vielen Übel", die mit 
einem Krieg gegen den Irak 
verbunden seien. In jedem 
Fall sollten bei einem 
„nächsten Mal" Verbre- 
cher durch die „Einigkeit 
der westlichen Staatenge- 
meinschaft" von vornher- 
ein von ihrem Handeln ab- 
gehalten werden. 
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ULTIMATUM  AN   SADDAM   HUSSEIN 

Beschluss der CDU/CSU-Bundestags 
fraktion vom 18. März 

Am 18. März erklärte der 
amerikanische Präsident 
gegenüber der Öffentlich- 
keit, der irakische Diktator 
Saddam Hussein könne mit 
seiner Ausreise und die sei- 
ner Söhne innerhalb von 
48 Stunden einen Krieg 
im Irak verhindern. Zu 
diesem Ultimatum gab 
die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion folgende Erklä- 
rung ab: 

1. Saddam Hussein und 
sein Terrorregime im Irak 
tragen die Verantwortung 
für die Krise und ihre Zu- 
spitzung. Seit 12 Jahren wei- 
gert sich der Irak, der Ver- 
pflichtung nachzukommen, 
seine Massenvernichtungs- 
waffen vollständig und 
überprüfbar abzurüsten und 
die zahlreichen offenen Fra- 
gen der VN-Inspekteure 
klar und eindeutig zu beant- 
worten. Hussein ist verant- 
wortlich für den Tod lausen- 
der unschuldiger Menschen 
in den vergangenen 12 Jah- 
ren. Zudem hat er immer 
wieder falsche oder unzurei- 
chende Angaben gemacht. 
Saddam Hussein hat damit 
erhebliche Verletzungen 
der VN-Resolution 1441 be- 
gangen, obwohl ihn der Si- 

cherheitsrat wiederholt vor 
„ernsthaften Konsequen- 
zen" gewarnt hat, wenn er 
weiter gegen seine Ver- 
pflichtungen verstößt. 

2. Wir bedauern, dass der 
Einsatz militärischer Mittel 
wahrscheinlich geworden 
ist und der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen es nicht 
vermocht hat, in der Frage 
der vollständigen und be- 
dingungslosen Entwaff- 
nung des Irak eine geschlos- 
sene Haltung zu wahren, ob- 
wohl er einstimmig die Ge- 
fahr für den Weltfrieden 
festgestellt hat. Vor diesem 
Hintergrund und mit Blick 
auf die Erfahrungen des 11. 
September 2001 ist die Ent- 
scheidung der Vereinigten 
Staaten von Amerika zu se- 
hen. CDU und CSU unter- 
stützen die Aufforderung an 
den irakischen Diktator 
Saddam Hussein, sein Land 
innerhalb von 48 Stunden zu 
verlassen. Saddam Hussein 
hat jetzt eine allerletzte 
Chance, unverzüglich auf- 

zugeben und damit einen 
Beitrag zu leisten, den Frie- 
den zu wahren. Die Staaten- 
gemeinschaft muss - unab- 
hängig davon - alles tun, um 
die Lebensgrundlagen des 
irakischen Volkes zu erhal- 
ten und zu verbessern. 

3. CDU und CSU sind von 
Anfang an dafür eingetreten, 
die dauerhaft gesicherte Ab- 
rüstung des Irak von Massen- 
vernichtungswaffen durch 
gemeinsame Entscheidungen 
des Weltsicherheitsrates und 
gemeinsames Handeln durch- 
zusetzen. Das Ziel bleibt rich- 
tig: auf der Basis der Resolu- 
tion 1441 einen skrupellosen, 
unberechenbaren Diktator zu 
entwaffnen, unter dem die 
Menschen seines Landes lei- 
den, der seit vielen Jahren ein 
Faktor der Unsicherheit und 
Instabilität im Nahen Osten 
und eine Gefahr für den Welt- 
frieden ist. 

4. Der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen hat es 
nicht vermocht, in der Frage 
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der Entwaffnung des Irak 
eine geschlossene Haltung 
2u wahren. Viele Seiten tra- 
gen dafür Verantwortung, 
^ie Bundesregierung hat 
d^zu durch ihre einseitige 
und vorzeitige Festlegung 
einen verhängnisvollen Bei- 
frag geleistet. Jetzt sollten 
keine weiteren Schritte un- 
ternommen werden, die im 
Ergebnis lediglich Druck 
von Saddam Hussein neh- 
men. Auch in den verblei- 
benden Stunden sollte jede 
Chance zu einer friedlichen 
Konfliktlösung mit vollstän- 
diger Entwaffnung Saddam 
Husseins genutzt werden. 

**• Die europäische Eini- 
gung wie das Atlantische 
"ündnis sind schwer be- 
schädigt. Dieser Weg darf 
n,cht fortgesetzt werden, 
anstelle von neuen „Ach- 
senbildungen" brauchen wir 
eUropäische Geschlossen- 
heit als Beitrag zur Stärkung 
der atlantischen Partner- 
schaft. In diesem Sinne blei- 
ben die NATO, die Europäi- 
sche Union, die deutsch- 
französische und die 
deutsch-amerikanische Zu- 
sammenarbeit von entschei- 
dender Bedeutung. Durch 
Rückgewinnung von gegen- 
seitigem Vertrauen müssen 
Partnerschaftliche Abstim- 
mung und gemeinsames 
"andeln der Weltgemein- 
schaft verbessert werden. 

ANGELA   MERKEL: 

,Wir alle halten den 
Atem an" 

Am 19. März fand im 
Deutschen Bundestag an- 
lässlich der Haushaltsbe- 
ratungen die Debatte über 
den Kanzleretat statt. Im 
Mittelpunkt dieser Bera- 
tungen stand die Irak- 
krise. Dazu führte Partei- 
und Fraktionsvorsitzende 
Angela Merkel unter an- 
derem aus: 

„Wir alle halten in diesen 
Stunden den Atem an. Wir 
sind betroffen, dass die 
Wege, die zu einer friedli- 
chen Lösung hätten führen 
können, vielleicht in einer 
Sackgasse enden. Wir sind 
voller Sorge um die Men- 
schen im Irak, um die Solda- 
tinnen und Soldaten und um 
die Sicherheit. 

Auch das Gefühl des Är- 
gers und der Fassungslosig- 
keit darüber, dass der We- 
sten, dass die demokrati- 
schen Länder sich über diese 
Sache so haben zerstreiten 
müssen, kommt dazu. 

Heute ist die Stunde, in 
der wir bei aller Gemeinsam- 
keit der Gefühle ganz offen 
und ganz ehrlich über die Al- 
ternativen und über die Un- 
terschiede sprechen. Die Fra- 
gen um Frieden und Freiheit 
können auf gar keinen Fall, 
auch nicht in Bezug auf den 

Irak, so beantwortet werden, 
dass man ausschließlich dar- 
über spricht, wie viele Op- 
fer es jetzt kosten könnte, 
wenn militärisch eingegrif- 
fen wird, sondern wir müssen 
uns auch vor Augen führen, 
wie viele Opfer Saddam Hus- 
sein schon gekostet hat, wie 
viele Leute er auf dem Ge- 
wissen hat und wie viele es 
noch kosten könnte, wenn er 
weiter im Amt bleibt. 

Im Falle des Iraks handelt 
es sich nicht um einen 
Präventivschlag, sondern um 
die Frage, wie die UNO und 
der UN-Sicherheitsrat ihre 
Beschlüsse auch wirklich 
durchsetzen können.Es han- 
delt sich nicht um die erste 
Resolution, sondern um die 
17. Resolution. Es geht hier 
natürlich um die Autorität 
des UN-Sicherheitsrates und 
darum, ober in Zukunft in der 
Lage sein wird, wichtige Re- 
solutionen auch durchzuset- 
zen. Diese Durchsetzung 
muss uns gelingen, egal zu 
welchem Ergebnis wir im 
Zusammenhang mit dem 
Irak kommen. 

Die Unterschiede zwi- 
schen Ihnen und uns im Zu- 
sammenhang mit dem Irak 
waren schon zu einem ganz 
frühen Zeitpunkt sichtbar. 
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als Sie nämlich militärische 
Mittel von vornherein aus- 
geschlossen haben. Ich bin 
der festen Überzeugung, 
dass man das in diesem Falle 
niemals hätte tun dürfen, ge- 
nauso wenig, wie man es in 
anderen Fällen getan hat. 
Die einzige Möglichkeit, ei- 
nen Diktator zum Einlenken 
zu bringen, ist, dass man mit 
der letzten Konsequenz, 
also mit militärischen Op- 
tionen, droht. Es ist unsere 
Überzeugung, dass man so 
handeln muss, um 17 Reso- 
lutionen Nachdruck verlei- 
hen zu können. 

Krieg ist niemals die Fort- 
setzung von Politik mit nor- 
malen Mitteln. Das darf 
Krieg niemals werden. Aber 
ich sage auch: So wie wir uns 
als Deutsche die Entschei- 
dung, ob wirmilitärische Ak- 
tionen billigen, nicht leicht 
machen sollten, so dürfen wir 
es uns wegen unserer Ge- 
schichte auch nicht so leicht 
machen, sie von vornherein 
auszuschließen. Paul Spiegel 
hat doch Recht gehabt, als er 
gesagt hat: Die KZs sind 
nicht von Zivilisten, sondern 
von Soldaten befreit worden. 
Auch das ist Teil der deut- 
schen Geschichte. 

Wir sind der Überzeu- 
gung: Der erfolgreichste 
Weg, um militärische Aktio- 
nen zu vermeiden, wäre ge- 
wesen, dass wir, die Demo- 
kraten dieser Welt, also die 

Europäische Union und ihre 
Verbündeten, den Druck auf 
Saddam Hussein gemeinsam 
erhöht hätten. 

Es geht doch nicht um die 
Frage, ob man Frieden will 
oder ob man Soldaten in den 
Irak schicken will. Es geht 
vielmehr um die Frage - das 
ist die Alternative -, ob man 
esdurch Einigkeitder Demo- 
kraten, die gemeinsam eine 
Resolution verabschiedetha- 
ben, oder ob man es durch 
Uneinigkeit besser schafft, 
dass diese Resolution durch- 
gesetzt wird.Dazu sage ich 
mit allem Nachdruck- so be- 
dauerlich es ist; wir werden 
uns mit dieser Frage noch 
lange beschäftigen -: Sie ha- 
ben durch Ihre Haltung, die 
Einigkeit nicht befördert hat, 
den Krieg im Irak wahr- 
scheinlicher und nicht un- 
wahrscheinlicher gemacht. 

Wir bedauern im Übrigen 
so wie Sie, dass die Lage im 
UN-Sicherheitsrat jetzt so 
ist, dass er in keine Richtung 
handlungsfähig ist. Ich füge 
hinzu, dass an der Entwick- 
lung des Zustandes, so wie er 
jetzt besteht, viele beteiligt 
gewesen sind. Da nehme ich 
die USA überhaupt nicht aus. 

Das, was den Irak anbe- 
langt, wird uns noch lange 
beschäftigen. Denn dies ist 
ein Ereignis, das weit über 
den heutigen Tag hinausgeht 
und über die Struktur der 
Welt und die sicherheitspoli- 

tische Ordnung viel aussagen 
wird. Der Bundesaußenmi- 
nister hat oft auf die Risiken 
hingewiesen, die mit einer 
militärischen Aktion, mit ei- 
nem Krieg im Irak verbunden 
sind. Das respektiere ich; 
darüberhabe ich viel nachge- 
dacht. Aber ich muss Ihnen 
sagen: Denken Sie bitte auch 
darüber nach, was damit ver- 
bunden ist, wenn wir gar 
nichts tun, wenn wir die 18., 
19. und 20. Resolution ver- 
abschieden und weitere 
zwölf Jahre im Irak nichts 
passiert. 

Es stellt sich mir eine wei- 
tere Frage, die für mich ge- 
nauso wichtig ist. Wir haben 
jetzt die Blockade des UN- 
Sicherheitsrateserlebt. So et- 
was muss für die Zukunft 
verhindert werden. Aber wir 
sagen: Das Gewaltmonopol 
muss bei der UNO liegen- 
Aber die militärische Droh- 
kulisse kann und wird auf ab- 
sehbare Zeit von der UNO 
nicht aufgebaut werden, son- 
dern sie wird durch National- 
staaten erzeugt werden. 

Deshalb heißt unsere 
Schlussfolgerung angesichts 
der Lage und bedauerlicher- 
weise: Es ist ein ziemliches 
Desaster, in dem wir uns be- 
finden. Angesichts dieser Si- 
tuation haben wirgesagt: Wir 
unterstützen als letzte Chan- 
ce des Friedens das Ultima- 
tum, das dem Diktator Sad- 
dam Hussein gestellt ist." 
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FRIEDRICH   MERZ: 

Rot-Grün legt Karikatur eines 
Bundeshaushaltes vor 

Vom 18. bis 20. März debat- 
tierte der Deutsche Bundes- 
tag abschließend den Bun- 
deshaushalt 2003. Die Ab- 
geordneten von CDU und 
CSU warfen der rot-grüne 
Bundesregierung vor, die 

Eekdaten für den Bundes- 
haushalt zu optimistisch an- 
gesetzt zu haben. Resultat: 
Wie schon im Vorjahr 
^erde der Haushalt nicht zu 
halten sein. 

»Diese Karikatur eines 
Bundeshaltes wird im Schat- 
len einer internationalen 
Krise durch den Bundestag 
^bracht", stellte Friedrich 
^erz für die Unionsfraktion 
2u Beginn der abschließenden 
^aushaltsberatungen fest. 

Beispielhaft nannte Merz, 
dle Regierung gehe noch im- 
^er davon aus, dass die Bun- 
desanstalt für Arbeit in die- 
sem Jahr keinen Zuschussbe- 
darfhaben werde. Weitere Ri- 
cken für den Etat lägen in der 
wirtschaftlichen Entwick- 
'Ung- Die Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute hätten in- 
zwischen ihre Prognosen 
nach unten korrigiert. Auch 
Sei das von der Regierung ge- 
plante Gesetz zum Abbau von 
Steuervergünstigungen in 
den Etat eingeplant, obwohl 

dieses Gesetz nicht zustande 
kommen werde, fügte Merz 
mit Blick auf die Unions- 
Mehrheit im Bundesrat hinzu. 

Maastricht-Vertrag nicht 
in Frage stellen 

Nachdrücklich warnte 
Merz die Bundesregierung 
davor, den Maastricht-Ver- 
trag in Frage zu stellen. Wer 
sich nicht an den EU-Stabi- 
litätspakt halten wolle, ge- 
fährde auch in der Finanzpo- 
litik den Zusammenhalt in der 
EU. Bundesfinanzminister 
Eichel (SPD) müsse nun deut- 
lich machen, wie er die Etatri- 
siken so unter Kontrolle hal- 
ten wolle, dass er das Defizit- 
kriterium in diesem Jahr nicht 
erneut überschreitet. 

Merz prangerte die „trau- 
rige Realität" dieses Haushal- 
tes an, wie sie bei den Betrof- 

fenen ankomme. Die Bun- 
desregierung kürze auf brei- 
ter Front bei Forschungsein- 
richtungen und -programmen 
und entziehe damit den 
Forschungseinrichtungen in 
Deutschland zu einem Zeit- 
punkt Mittel, zu dem eigent- 
lich mehr Geld zur Verfü- 
gung gestellt werden müsste. 

Zum Auftakt warf der 
Dietrich Austermann, Vor- 
sitzender der Arbeitsgruppe 
Haushalt der Unionsfrak- 
tion, dem Finanzminister 
vor, sein Etatentwurf sei 
an Realitätsferne nicht 
zu überbieten. Milliarden- 
schwere Haushaltsrisiken 
seien nicht berücksichtigt. 
Der Etatentwurf sieht Aus- 
gaben von 248,2 Milliarden 
Euro vor. Die Neuverschul- 
dung soll 18,9 Milliarden 
Euro betragen. 

Austennann erneuerte im 
Bundestag den Vorwurf an 
Eichel, vor der Bundestags- 
wahl die Menschen betrogen 
und belogen zu haben. Die 
Bundesregierung rechne 
zwar inzwischen selbst mit 
einem Wirtschaftswachstum 
von weniger als einem Pro- 
zent, habe dies aber in dem 
Etatentwurf nicht berück- 
sichtigt. 
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ZUWANDERUNG 

WOLFGANG   BOSBACH 

Union für mehr Integration 
statt mehr Zuwanderung 

Obwohl das Bundesver- 
fassungsgericht den Ge- 
setzentwurf zur Zuwan- 
derung am 18. Dezember 
des vergangenen Jahres 
gestoppt hatte, hat die 
rot-grüne Bundesregie- 
rung ihren Gesetzent- 
wurf jetzt ohne Ände- 
rungen erneut in den 
Bundestag eingebracht. 

Für den stellvertreten- 
den Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Wolfgang Bos- 
bach, ist dies ein Beweis 
dafür, dass es der rot-grü- 
nen Bundesregierung nicht 
um einen echten Kom- 
promiss mit der Union, son- 
dern um Konfrontation 
geht. Die Koalition habe 
wohl darauf spekuliert, im 
Bundesrat die unionsge- 
führten Bundesländer aus- 
einanderdividieren zu kön- 
nen, sagte er in der Debatte 
zur erneuten ersten Lesung 
des Gesetzes im Deutschen 
Bundestag. 

„Dieses Bemühen wird 
ebenso scheitern, wie der 
unappetitliche Versuch, das 
Gesetz mit Hilfe eines wohl- 
kalkulierten Verfassungs- 
bruches durch den Bundes- 
rat peitschen zu können", 

kündigte der Innenexperte 
der Unionsfraktion an. 

Rot-Grün erschwert 
Steuerung von 
Zuwanderung 

Das Zuwanderungsge- 
setz der rot-grünen Bundes- 
regierung verfolgt nach 
Ansicht von Wolfgang 
Bosbach das Ziel, Deutsch- 
land zu einem „klassischen, 
multikulturellen Einwan- 
derungsland" zu machen. 
Die Steuerung von Zuwan- 
derung würde erschwert. 
Dies diene nicht den Inter- 
essen des Landes. 

Das beliebteste Argu- 
ment für das Gesetz laute: 

alle gesellschaftlich-re- 
levanten Gruppierungen 
seien dafür. Nur die Union 
sei dagegen! „In dieser 
Auflistung fehlt allerdings 
eine Gruppe, die jedenfalls 
für die Union eine große 
gesellschaftliche Bedeu- 
tung hat - und das ist die 
Bevölkerung! Über 80 
Prozent wollen nämlich 
gerade keine Ausweitung 
der Zuwanderung, son- 
dern weit überwiegend de- 
ren Reduzierung", betonte 
der Zuwanderungsexperte 
unter großem Applaus der 
Unionsfraktion. 

Demgegenüber warf er 
der rot-grünen Regierungs- 
koalition vor, die Bevölke- 
rung über die Folgen des 
Gesetzes täuschen zu wol- 
len: Die Bundesregierung 
versuche der Bevölkerung 
den falschen Eindruck zu 
vermitteln, dass das Gesetz 
die Zuwanderung nicht 
ausweite, sondern sogar re- 
duziere. In der Begründung 
des Gesetzentwurfes werde 
aber das öffentliche Inter- 
esse an einer Zuwande- 
rungsbegrenzung oderdem 
Anwerbestopp aufgege- 
ben. Der Anwerbestopp 
war im Jahr 1973 von Bun- 
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ZUWANDERUNG 

deskanzler Willy Brandt 
(SPD) bei einer Arbeitslo- 
senquote von nur 1,2 Pro- 
2ent erlassen worden, weil 
e,n weiterer Zuzug ange- 
sichts der Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt ausländischer 
Arbeitnehmer nicht verant- 
^ortbarsei. 

Zuwanderung für 
Arbeitsmarkt keine 

Lösung 

Deutschland müsse sich 
2^ar weiter um hochquali- 
fizierte Fachkräfte küm- 
mern, doch dies sei auch 
nach geltendem Recht 
möglich. Der Fraktions- 
v'ze bekräftigte, ange- 
Slchts der „dramatischen 
Situation" auf dem Ar- 
beitsmarkt müsse die Poli- 
'* sich um die Vermittlung 

Ur,d Qualifizierung von 
hiesigen Arbeitslosen 
Kümmern, und nicht Aus- 
bilder ins Land holen. 
^uch die demografischen 

r°bleme seien nicht mit 
^ehr Zuwanderung zu lö- 
en. Wichtiger sei eine kin- 

derfreundlichere und bes- 
sere Familienpolitik. 

Er hielt Rot-Grün vor, 
Dei der Zuwanderung zu 
Weit, bei der Integration 
arjer bei weitem nicht weit 
§er>ug zu gehen. Die Ein- 
gliederung von Ausländern 
lr> die Gesellschaft müsse 

deutlich verbessert werden, 
betonte der Bundestagsab- 
geordnete. 

„Richtigerweise sollte 
der Schwerpunkt des Ge- 
setzes bei mehr Integra- 
tion liegen." Die Regelun- 
gen für eine bessere Inte- 
gration seien jedoch halb- 
herzig und von dem 
Bemühen getragen, Ko- 
sten vom Bund auf die 
Länder und die Kommu- 
nen abzuwälzen. Wenn 
der Bund Rechtsan- 
sprüche auf Teilnahme an 
Sprach- und Integrations- 
kursen gewähre, müsse er 
aber auch die Kosten hier- 
für tragen, forderte Wolf- 
gang Bosbach. Außerdem 
seien wirksame Sanktio- 
nen für diejenigen, die sich 
standhaft weigern, an sol- 
chen Kursen teilzunehmen 
erforderlich. 

Zustimmung der Union 
nur bei grundlegenden 

Änderungen 

Eine Zustimmung der 
Union zu dem Gesetz sei 
nur bei grundlegenden Än- 
derungen möglich. „Wenn 
Rot-Grün nicht bereit ist, 
substantielle Änderungen 
vorzunehmen, sondern al- 
lenfalls kosmetische Kor- 
rekturen, dann wird das 
Gesetz im Bundesrat 
scheitern", kündigte er an. 

„Wir werden keinem Ge- 
setz zustimmen, das den 
Interessen des Landes 
nicht dient. Weder heute 
noch morgen." 

Bundesrat hat umfas- 
sende Überarbeitung 

gefordert 

Der Bundesrat hat unter 
dessen in einer Stellun- 
gnahme an die Bundesre- 
gierung eine umfassende 
Überarbeitung des vorlie- 
genden Gesetzentwurfes 
in den Bereichen Zuwan- 
derung und Integration ge- 
fordert. Die Bundesregie- 
rung werde deshalb mit 
Nachdruck aufgefordert, 
„in den weiteren parla- 
mentarischen Beratungen 
einen von einer breiten 
Mehrheit getragenen Kon- 
sens zu suchen". 

Auch der saarländische 
Ministerpräsident Peter 
Müller forderte in einem 
Interview mit der Nach- 
richtenagentur ddp ein 
deutliches Entgegenkom- 
men der Bundesregierung 
als Voraussetzung für ei- 
nen Kompromiss. Derjetzt 
vorliegende Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung 
habe im Bundesrat keine 
Mehrheit, betonte er. Die 
Regierung werde darlegen 
müssen, wo sie bereit sei, 
auf die Union zuzugehen. 
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Gedankenaustausch zwischen 
EKD und CDU 

Zu einem ihrer regelmäßi- 
gen Gespräche sind am 
Dienstagabend Vertreter 
des Rates der Evangeli- 
schen Kirche in Deutsch- 
land (EKD) unter der Lei- 
tung des Ratsvorsitzen- 
den, Präses Manfred 
Kock, und Präsidiums- 
mitglieder der CDU unter 
der Leitung der CDU- 
Bundesvorsitzenden An- 
gela Merkel in Berlin zu- 
sammen gekommen. Ne- 
ben der Irakkrise wurde 
über Reformen im Sozial- 
system, die Zuwanderung 
und Eragen der Bioethik 
gesprochen. 

Angela Merkel begrüßte, 
dass EKD und CDU trotz 
teilweise unterschiedlicher 
Auffassung in gutem Ge- 
dankenaustausch miteinan- 
der stehen. Die evangeli- 
sche Kirche wolle nicht sel- 
ber Politik machen, so Man- 
fred Kock. Öffentliche Dis- 
kussionsbeiträge sollten 
aber die Menschen in politi- 
scher Verantwortung anre- 
gen, „bessere Politik mög- 

IMPRESSUM 

lieh zu machen". Deshalb 
suche die Kirche auch das 
Gespräch mit den politi- 
schen Parteien. 

In der Frage des Irak- 
Krieges stimmten Union 
und EKD darin überein, dass 
militärische Gewalt nur ein 
allerletztes Mittel sein 
könne. Es müsse stets alles 
versucht werden, friedliche 
Konfliktlösungen herbeizu- 
führen. Der Rat der EKD 
blieb allerdings bei der frie- 
densethischen Ablehnung 
des Krieges, wie er es schon 
im Januar formuliert hat. 

Die CDU-Vorsitzende 
begrüßte, dass beim Thema 
Zuwanderung die Evangeli- 
sche Kirche ebenso wie die 
CDU Priorität auf die Inte- 
gration hier lebender Aus- 
länder legt. Differenzen 
stellten die beiden Delega- 
tionen beim Nachzugsalter 
und bei Fragen der Duldung 
abgelehnter Asylbewerber 
fest. Schließlich würdigte 
Dr. Angela Merkel die be- 
sondere Rolle, die die Kir- 
chen beim dringend notwen- 

digen Prozess der Moderni- 
sierung Deutschlands spie- 
len, und sie würdigte die 
Annäherung der Positionen 
von EKD und Union auf 
dem Gebiet der Bio-Ethik. 

Mut sei bei all diesen 
Themen notwendig, betonte 
der EKD-Ratsvorsitzende 

Manfred Kock: „Mut zu Re- 
formen des Sozialstaates, 
Mut zur Verteidigung des 
internationalen Rechtsfrie- 
dens, Mut zur Integration 
von Menschen ausländi- 
scher Herkunft in die deut- 
sche Gesellschaft und Mut 
zur Unvollkommenheit des 
Menschen angesichts der 
Perfektionszwänge im Be- 
reich der Biotechnologien." 
Es sei kein Geheimnis, dass 
die Positionen der EKD in 
der Irakkrise, bei der Zu- 
wanderung und im „Blick 
auf die Prioritätenwahi bei 
der Arbeitsmarktpolitik" 
nicht immer mit denen der 
CDU übereinstimmten- 

Umso wichtiger sei es, sich 
darüber austauschen zu 

können. 
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SPIONAGEPROZESS  IN   DER  TüRKEI 

AUSLANDSARBEIT 

„Spionageprozess" endet mit Freispruch 

L 

Der so genannte Spi- 
onageprozess gegen 
die Konrad-Aden- 
auer-Stiftung, drei 
Weitere deutsche poli- 
tische Stiftungen und 
das Orient-Institut in der 
Türkei ist jetzt mit Frei- 
sprächen zu Ende gegan- 
gen. Das Staatssicher- 
heitsgericht in Ankara 
entlastete die 15 Angeklag- 
ten vom Vorwurf der Ge- 
neimbündelei gegen den 
türkischen Staat. 

Den Vertretern der vier 
Stiftungen und des Orientin- 
stituts war vorgeworfen 
worden, den Widerstand ei- 
ner türkischen Bürgerinitia- 
tive gegen den Abbau von 
Gold mit giftigem Zyanid 
§efördert zu haben. Die 
deutsche Seite hatte die Vor- 
würfe von vornherein als 
^absurd" zurückgewiesen. 
Dem hat sich das türkische 
Staatssicherheitsgericht in 
Einern Urteil jetzt ange- 
Schlossen. Es seien keine 
beweise für die Vorwürfe 
Präsentiert worden, sagte 
der Vorsitzende Richter zur 
Begründung. 

„Ich bin sehr erleichtert", 
Sagte der Landesbeauftragte 
der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung, Wulf Schönbohm, 
naeh   dem   Richterspruch. 

Konrad 
-Adenauer- 

Stiftung 
Wie seinen Kollegen von der 
Friedrich-Ebert-, Heinrich- 
Böll- und Friedrich-Nau- 
mann-Stiftung sowie des 
deutschen Orient-Instituts 
drohte Schönbohm wegen 
„geheimer Absprachen ge- 
gen die Sicherheit des 
türkischen Staates" eine 
Haftstrafe von bis zu 15 Jah- 
ren. „Ich habe auf die Unab- 
hängigkeitder Justiz vertraut 
und habe damit richtig gele- 
gen", so Wulf Schönbohm. 

Mit Erleichterung und 
Freude hat auch der General- 
sekretär der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung, Wilhelm 
Staudacher, den Freispruch 
aufgenommen: „Es war von 
Anfang an klar, dass die Vor- 
würfe wegen Spionage und 
Geheimbündelei gegen die 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
jeder Grundlage entbehr- 
ten." Vielmehr habe die 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
durch ihre bisherige Tätig- 
keit deutlich unter Beweis 
gestellt, dass sie sich in be- 
sonderer Weise der Förde- 
rung von Demokratie, Men- 
schenrechten und einer Poli- 

tik aus christlicher 
Verantwortung her- 
aus verpflichtet fühle. 

Erfreut zeigte sich 
Wilhelm Staudacher 
auch über den Frei- 

spruch der anderen Stiftun- 
gen und des Orient-Instituts. 
„Ich habe zu keiner Zeit 
daran gezweifelt, dass auch 
in diesem Falle die Vor- 
würfe in jeder Hinsicht sub- 
stanzlos waren." Das Urteil, 
so der Generalsekretär wei- 
ter, zeige auch, dass die tür- 
kische Justiz rechtsstaatlich 
und korrekt den haltlosen 
Vorwürfen nachgegangen 
sei. 

Obwohl der Prozess eine 
„große Belastung" für die 
Arbeit der Stiftungen gewe- 
sen sei, werde die Konrad- 
Adenauer-Stiftung ihre Ar- 
beit in der Türkei auch in Zu- 
kunft fortsetzen, betonte 
Wulf Schönbohm. Er ver- 
wies allerdings darauf, dass 
der Prozess den deutsch-tür- 
kischen Beziehungen ge- 
schadet habe. 

Während Beobachter 
den Prozess als Teil einer 
Kampagne EU-feindlichcr 
Kräfte in der Türkei werte- 
ten, hatten sich Vertreter der 
türkischen Regierung öf- 
fentlich von dem Prozess di- 
stanziert. 
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0 B E R B Ü R G E R M E I ST E R W A H L    IN    KlEL 

Angelika Volquartz gewinnt Stichwahl 
Erstmals nach 57 Jahren 
wird die schleswig-holstei- 
nische Landeshauptstadt 
Kiel künftig von einer 
CDU-Oberbürgermeiste- 
rin regiert. 

In der Stichwahl um das 
Amt des Oberbürgermei- 
sters erreichte die CDU- 
Kandidatin Angelika Vol- 
quartz am 16. März 59,4 
Prozent der Stimmen und 
schlug ihren sozialdemokra- 
tischen Konkurrenten damit 
klar. Mit einem so deutli- 
chen Sieg habe sie nicht ge- 
rechnet. „Ich bin total über- 
wältigt und freue mich rie- 
sig", so die erste Reaktion 
der CDU-Kandidatin. 

Beim ersten Wahlgang 
am 2. März hatte die Bun- 
destagsabgeordnete die ab- 
solute Mehrheit mit 49,7 
Prozent nur knapp verpasst. 
Lediglich 173 Stimmen hat- 
ten ihr damals zur erforder- 
lichen absoluten Mehrheit 
gefehlt. 

Mit Angelika Volquartz 
haben die Kieler erstmals in 
der Geschichte der Stadt 
eine Frau zur Oberbürger- 
meisterin gewählt. Die 56- 
jährige gehört dem Bundes- 
tag an und ist Mitglied des 
Ausschusses für Bildung, 
Forschung und Technikfol- 
genabschätzung. Bevor sie 
1998 in den Bundestag 
wechselte, gehörte sie sechs 

Jahre dem Landtag von 
Schleswig-Holstein an. 
Auch hier kümmerte sich 
die ehemalige Realschullei- 
terin schwerpunktmäßig um 
Bildungsfragen. 

Seit 1993 ist Angelika 
Volquartz Kreisvorsitzende 
derKielerCDU und seit 1998 
stellvertretende CDU-Lan- 
desvorsitzende in Schles- 
wig-Holstein. Sie gehört 
dem CDU-Bundesvorstand 
seit dem Jahr 2000 an. 

Viel Arbeit im 
neuen Amt 

Auf die neue Oberbür- 
germeisterin wartet, wenn 
sie im Juni das neue Amt of- 
fiziell übernehmen wird, 
viel Arbeit. „Vor allem 
möchte ich die Herzen der- 
jenigen erobern, die mich 
heute nicht gewählt haben", 
sagte sie und betonte, dass 

sie „eine Verwaltungsche- 
fin für alle" sein wolle. Poli- 
tisch bewertete sie ihren 
Sieg „als klares Signal 
dafür, dass die Kieler den 
Wechsel wollten". 

Zusammen mit einer ge- 
stärkten CDU-Ratsfraktion, 
die bereits bei den Kommu- 
nalwahlen am 2. März mit ei- 
nem Ergebnis von 44,6 Pro- 
zent die SPD als stärkste 
Kraft in der Landeshaupt- 
stadt abgelöst hatte, hat sich 
die neue Oberbürgermeiste- 

rin viel vorgenommen. Ein 
besseres Klima zwischen 
Unternehmen und städti- 
scher Verwaltung müsse ge- 
schaffen, kürzere Wege zum 
Erfolg müssten eröffnet und 
bürokratische Hindernisse 
müssten abgebaut werden- 
„Wer in Kiel einen Betrieb 
aufmachen will, soll nicht 
mehr länger als drei Monate 
auf die Genehmigung war- 
ten", so die neue Rathaus- 

12  UID 9/2003 



NPD-VERBOTSVERFAHREN 

Chefin. Wirtschaft, Wissen- 
schaft und Bildung in der 
Landeshauptstadt müssten 
deutlich gestärkt werden. 

Der CDU-Landesvorsit- 
zende Peter Harry Carsten- 
en gratulierte der Gewin- 
nerin im Namen der CDU 
Schleswig-Holstein von gan- 
zem Herzen und dankte al- 
ten Helfern und Unterstüt- 
zern, die zu dem Erfolg bei- 
getragen haben. 

Die Union habe das Sie- 
gen in den Städten wieder ge- 

lernt, so der CDU-Landes- 
chef. Er bewertete das Er- 
gebnis als einen „Meilen- 
stein auf dem Weg zum 
Machtwechsel" bei der 
Landtagswahl im Frühjahr 
2005. Deshalb werde sich die 
Landes-CDU jetzt sachlich 
für die Landtags wählen posi- 
tionieren und Alternativen 
zur rot-grünen Regierung 
aufzeigen. 

CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer nannte den 
Sieg in Kiel einen „Riesener- 

folg", der das tolle Kommu- 
nalwahlergebnis der schles- 
wig-holsteinischen CDU 
komplett mache. Die CDU 
habe eindrucksvoll gezeigt, 
dass sie in allen Teilen 
Deutschlands und insbeson- 
dere im Norden Wahlen ge- 
winnen könne. „Auch diese 
Wahl macht sehr deutlich, 
dass die SPD und die rot- 
grüne Bundesregierung das 
Vertrauen der Menschen 
verspielt hat", fügte der Ge- 
neralsekretär hinzu. 

NPD-VERBOTSVERFAHREN 

Bundesregierung hat Einstellung zu verantworten 
Zur Einstellung des NPD- 
Verbotsverfahrens durch 
das Bundesverfassungs- 
gericht erklärt der rechts- 
Politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Norbert Rött- 
gen: 

„Die Einstellung des 
NPD-Verbotsverfahrens 
durch das Bundesverfas- 
sungsgericht ist allein da- 
rauf zurückzuführen, dass 
die Bundesregierung schon 
die Anträge gegen die 
rechtsextreme Partei dilet- 
tantisch vorbereitete und 
Sich allein auf die Informa- 
tionen des Bundesinnenmi- 
nisteriums stützte, die mit 
fragwürdigen Methoden 
durch    V-Leute   ermittelt 

wurden 
und sich 
als falsch 

I   und   un- 
l^ I   zuläng- 

lich her- 
ausge- 
stellt ha- 
ben. 
Fundier- 

te Informationen und sach- 
liche Argumente hätten alle 
Richter des Bundesverfas- 
sungsgerichts überzeugt, so 
dass es zu der für ein Ver- 
bot der NPD erforderlichen 
Zweidrittelmehrheit im 
zweiten Senat gereicht 
hätte. Die Bundesregierung 
hätte auf die Qualität, nicht 
die Quantität der Klagen 
bauen sollen. 

Der von der CDU/CSU- 
Fraktion von Anfang an 
kritisierte, von der Regie- 
rungskoalition initiierte ei- 
gene Antrag des Bundesta- 
ges hat dem Verfahren 
mehr geschadet als genützt. 
Mit der Einstellung des 
Verbotsverfahrens erhält 
die NPD in der Öffentlich- 
keit den Stempel der Ver- 
fassungskonformität. 
Diese fatale Konsequenz 
hat die Bundesregierung 
mit ihrem dilettantischen 
Vorgehen in dem gesamten 
Verfahren zu verantwor- 
ten. Die CDU/CSU-Frak- 
tion hat sich immer für ein 
Verbot der rechtsextremi- 
stischen Partei NPD ausge- 
sprochen." 
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KATHERINA   REICHE, 

HUBERT   HUPPE: 

Gentests 
gesetzlich regeln 

Anläßlich der Einbringung 
des Antrags „Gentests in 
Medizin, Arbeitsleben und 
Versicherungen" erklären 
die forschungspolitische 
Sprecherin der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und 
der Beauftragte der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
für die Belange der Men- 
schen mit Behinderungen: 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion fordert mil 
dem Antrag die Bundesre- 
gierung auf, endlich den be- 
reits in der vergangenen Le- 
gislaturperiode und dann im 
Koalitionsvertrag angekün- 
digten Gesetzentwurf zur 
Regelung von Gentests vor- 
zulegen. 

Genetische Daten sind 
besonders sensible persön- 
liche Gesundheitsdaten, die 
auch Informationen über 
Verwandte offenbaren kön- 
nen. Gerade um die positi- 
ven Chancen genetischer 
Diagnostik nutzen zu kön- 

nen, bedarf es gesetzlicher 
Regelungen, die Qualitäts- 
anforderungen absichern 
und Schutz vor Missbrauch 
und sozialer, ethnischer und 
eugenischer Diskriminie- 
rung bieten. 

Hierzu hat die Enquete- 
Kommission „Recht und 
Ethik der modernen Me- 
dizin" in der letzten Wahl- 
periode bereits kompe- 
tente Vorarbeit geleistet. 
DieCDU/CSU-Bundestags- 
fraktion greift die Empfeh- 
lungen der Enquete-Kom- 
mission zur Regelung der 
Anwendung von Gentests 
in Medizin, Arbeitsleben 
und Versicherungswesen 
auf. 

Freiwilligkeit steht 
im Vordergrund 

Grundlegendes Prinzip 
für die Anwendung geneti- 
scher Diagnostik ist die 
Freiwilligkeit nach umfas- 
sender und sachgerechter 
ärztlicher Aufklärung. Ein 
Gentestgesetz hat das Recht 
jedes Menschen, die eige- 
nen genetischen Befunde zu 
kennen, genauso sicherzu- 
stellen wie das Recht, diese 
nicht zu kennen (Recht auf 
Nichtwissen). 

Ungeprüfte Gentests 
dürfen nicht auf den Markt 
gelangen. Daher muss die 
Zulassung eines Tests an 

die Erfüllung von Qualitäts- 
kriterien gebunden werden. 

Zum Schutz von Arbeit- 
nehmern und Versicherten 
bedarf es eines generellen 
Verwertungsverbotes von 
genetischen Befunden. Ei- 
ne Ausnahme kann allen- 
falls sein, dass Versiche- 
rungsnehmer, die ihren 
Gentestbefund kennen, das 
Testergebnis auf Nachfra- 
ge mitteilen müssen, wenn 
sie den Abschluss einer 
Lebensversicherung mit ei- 
ner ungewöhnlich hohen 
Summe beantragen. Diese 
Grenze ist gesetzlich fest- 
zulegen. 

Um Standards festzule- 
gen und die gendiagnosti- 
sche Entwicklung unter 
wissenschaftlichen, ethi- 
schen und sozialen Aspek- 
ten zu beobachten und aus- 
zuwerten, ist eine interdis- 
ziplinäre besetzte Gendia- 
gnostik-Kommission ein- 
zurichten, die dem Deut- 
schen Bundestag regel- 
mäßige Berichte vorlegt. 

Der rasche Fortschritt 
der humangenetischen For- 
schung, der Zuwachs an 
diagnostischen Möglich- 
keiten und die zu erwar- 
tende weitere Zunahme so- 
wohl der Zahl der Anbie- 
ter als auch der Inan- 
spruchnahme genetischer 
Diagnostik verlangen zü- 
giges Handeln des Gesetz- 
gebers. 
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ANDREAS   STORM, 

HILDEGARD   MüLLER: 

Bei Renten- 
besteuerung noch 
viele Fragen offen 

2um Gutachten der Sach- 
Verständigenkommission 
*Ur Neuordnung der steu- 
errechtlichen Behand- 
'Ung von Altersvorsorge- 
auf\vendungen und AI- 
lersbezügen erklären der 
v°rsitzende der Arbeits- 
&ruppe Gesundheit und 
s°ziale Sicherung der 
CÖU/CSU-Bundestags- 
raktion und die zustän- 

dige Berichterstatterin: 
Der Vorschlag der Sach- 

erständigenkommission 
.Ur einen schrittweisen 
Hergang zur nachgelager- 
en Rentenbesteuerung ist 

lrri Grundsatz zu begrüßen. 
ü'e Union hat bereits seit 
langem einen solchen Sy- 
Slernwechsel gefordert. Im 
Jahr2001 hat die rot-grüne 
Bundesregierung die Chan- 
Ce verpasst, die Rentenbe- 
steuerung zusammen mit 
•nrer Rentenreform zu ver- 
schieden. 

Allerdings besteht nach 
Vorlage des Abschlussbe- 
richts noch Klärungsbe- 
darf. So hält der Verband 
Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger den Vorschlag 
der Kommission für überar- 
beitungsbedürftig, weil er 
zu einer verfassungswidri- 
gen Doppelbesteuerung 
führt. Soweit nach dem Ab- 
schlussbericht ein Stan- 
dardrentner bis zum Jahr 
2013 steuerunbelastet blei- 
ben soll, ist dieser Vor- 
schlag auf seine Vertei- 
lungswirkungen zwischen 
den Generationen hin zu 
überprüfen. Denn der Vor- 
schlag bedeutet letztlich, 
dass die mittlere Genera- 
tion der heute 50-Jährigen 
mit einer Standardrente von 
der Rentenbesteuerung be- 
troffen sein wird. 

Außerdem bestehen ge- 
gen die unterschiedliche 
steuerrechtliche Behand- 
lung der sog. Riester-Pro- 
dukte und der traditionellen 
Kapitalanlageprodukte 
große Bedenken. So bedeu- 
tet die für die kapitalbil- 
dende Lebensversicherung 
vorgesehene Beseitigung 
des Sonderausgabenabzugs 
für Beiträge in der Anspar- 
phase und der Steuerfrei- 
heit der Erträge im Zeit- 
punkt der Kapitalauszah- 
lung letztlich das Aus der 
Lebensversicherung. An- 
gesichts der bisher enttäu- 

schenden Abschlusszahlen 
der Riester-Verträge ist es 
mehr als fragwürdig, eine 
bisher funktionierende Al- 
tersicherung durch einen 
Ladenhüter wie die Riester- 
Rente abzulösen. 

Rentenreform muss 
neu aufgerollt werden 

Der Bundeskanzler hat 
in seiner Regierungser- 
klärung am letzten Freitag 
eine Neufassung der Ren- 
tenformel angekündigt. Auf 
die anstehende Rentenbe- 
steuerung ist er mit keinem 
Wort eingegangen, obwohl 
die Details zu diesem 
Zeitpunkt bereits bekannt 
gewesen sein dürften. Die 
Rentenbesteuerung muss 
mit dieser Neufassung 
der Rentenformel verzahnt 
werden, weil bei einer steu- 
erlichen Entlastung der 
Aktiven bei gleichzeitiger 
steuerlicher Belastung der 
Rentner ein Absinken des 
Nettorentenniveaus unaus- 
weichlich ist. Das mit der 
Rentenreform angestrebte 
Rentenniveau von langfri- 
stig 67% kann damit nicht 
eingehalten werden. Die ge- 
samte Rentenreform muss 
erneut aufgerollt werden. 
Bei einer Überarbeitung der 
Reform ist die Union zu 
einer konstruktiven Mitar- 
beit bereit. 
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REFORMEN 

FAKTEN 

Schröders Regierungserklärung - und 
was Deutschland jetzt wirklich braucht 

Schröders Regierungser- 
klärung am 14. März 2003 
wurde den Erwartungen 
nicht gerecht. Anstelle eines 
mutigen Konzeptes präsen- 
tierte er bloß vages „Klein- 
Klein". Ein Überblick: 

Gemeindefinanzen - 
bloß Verweis auf 
Kommission: 

• „Die Bundesregierung 
wird zum 1. Januar 2004 die 
Gemeindefinanzen refor- 
mieren. Zur Zeit arbeitet 
eine Kommission an der 
Umsetzung der Reform." 

Thema Steuerreform - 
nichts Neues: 

• Umsetzung der bekannten 
Schritte zum 1. Januar 2004 
und am 1. Januar 2005 
• Schröder  hält   an   den 
Steuererhöhungen des 
„Steuervergünstigungsab- 
baugesetzes" fest 

Arbeitsmarkt/Sozial- 
hilfe: Schröder bleibt 
fast überall vage 

• Arbeitslosen- und Sozial- 
hilfe sollen zusammengelegt 
werden - auf einer Höhe, die 
„in der Regel" dem Niveau 
der Sozialhilfe entspricht. 
• Der  Arbeitsmarkt   soll 

„über die Hartz-Reformen 
hinaus" geöffnet werden. 
• Wer zumutbare Arbeit ab- 
lehnt, der wird „mit Sanktio- 
nen" rechnen müssen. Die 
Zumutbarkeitskriterien sol- 
len „verändert" werden. 

Mittelstand - nichts 
Konkretes: 

• „Und wichtig ist auch, dass 
wirmittelständischen Betrie- 
ben die Möglichkeit geben, 
ihre Eigenkapitalbasis zu 
stärken. Dazu sind gesetzli- 
che Initiativen in Arbeit." 

Unklarheit bei betrieb- 
lichen Bündnissen für 
Arbeit: 

• „In den Tarifverträgen 
muss durch geeignete Rege- 
lungen ein entsprechend fle- 
xibler Rahmen geschaffen 
werden." 
• „Dazu ist unabdingbar, 
dass in den Tarifverträgen 
Optionen geschaffen wer- 
den, um den Betriebspart- 
nern Spielräume zu bieten, 
Beschäftigung zu fördern 
und zu sichern." 

Kotau vor den 
Gewerkschaften 

• „Wir werden das Recht 
auf  Mitbestimmung   nicht 

antasten. Und wir werden 
auch die Flächentarifver- 
träge nicht abschaffen." 

Ausbildungsabgabe: 
Schröder droht der Wirt- 
schaft 
• „Jeder Ausbildungsplatz- 
suchende muss einen Aus- 
bildungsplatz bekommen! 
(...) Wenn nicht, werden wir 
im Laufe des nächsten Jah- 
res zu einer gesetzlichen Re- 
gelung kommen müssen." 

Unkonkret bei Rente: 
• „Aus diesen beiden Grün- 
den ist es nötig, bei der Ren- 
tenversicherung nachzuju- 
stieren. (...) Das heißt aber 
auch, dass wir von der 
Rürup-Kommission ergän- 
zende Vorschläge erwarten, 
wie die Rentenformel ent- 
sprechend anzupassen ist." 

Unkonkret bei 
Gesundheit: 

• „Zur Erneuerung des Ge- 
sundheitswesens brauchen 
wir aber einschneidende 

Kurskorrekturen. Ein Teil 
der notwendigen Maßnah- 
men wird im zuständige11 

Bundesministerium vorbe- 
reitet. Zum Finanzierungs- 
teil wird die Rürup-Korn- 
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•Mission bis zum Mai ihre 
Vorschläge vorlegen." 

Konkrete 
Forderungen für 

Deutschland: 

Angela Merkel hat als Frak- 
tionsvorsitzende von CDU 
u«d CSU Schröders Rede 
e,n Gesamtkonzept ge- 
genüber gestellt und klare 
Maßnahmen eingefordert: 

Ziel der Union ist es, 
dass Deutschland bis 
zum Jahre 2010 
wieder an der Spitze 
>n Europa steht. 

* Deutschland soll 2010 mit 
Einern Wachstum unter den 
rsten drei in Europa sein 

* Deutschland soll 2010 so 
|el Arbeitsplätze haben wie 

dle Niederlande, Großbri- 
^annien und Dänemark im 

ergleich heute schon. 
"•Deutschland soll 2010 ne- 
^ Finnland Spitze in Bil- 
dung und Forschung sein. 

Folgende zentrale 
Maßnahmen sind 
dafür notwendig: 

* Deutschland braucht mehr 
^estitionen in die Zukunft 
* Die Investitionsquote des 

Bundes muss bis Ende der 
Legislatur von heute un- 
ter 10% wieder auf 14% 
angehoben werden. 

* Die Forschungs- und Ent- 

wicklungsausgaben müs- 
sen von 2,3% auf minde- 
stens 3,3% des Bruttoin- 
landproduktes steigen. 

• Wir müssen die Spaltung 
der Gesellschaft in Arbei- 
tende und Arbeitslose über- 
winden. 
• Sozial ist, was Arbeit 

schafft: Für Selbständige 
wie für abhängig Be- 
schäftigte. 

• Kündigungsschutz: 
Wahlmöglichkeit zwi- 
schen Kündigungsschutz 
und gesetzlich gesicher- 
ter Abfindung schon bei 
der Einstellung (Options- 
modell) 

• Liberalisierung im Hand- 
werksrecht zugunsten 
qualifizierter Gesellen 

• Bürokratieabbau: völlige 
Freigabe der Ladenöff- 
nungszeiten bis auf Sonn- 
und Feiertage. 

• Experimentierklauseln 
für die Neuen Bundeslän- 
der 

• Betriebliche Bündnisse 
für Arbeit ermöglichen 

• Konsequenter Kurs für 
Leistungsanreize 
• Zusammenführung von 

Arbeitslosen- und Sozial- 
hilfe auf dem Niveau der 
Sozialhilfe 

• 25% Abschlag bei der So- 
zialhilfe für den, der an- 
gebotene Arbeit aus- 
schlägt 

• Arbeitslosengeld degres- 
siv gestalten 

• Große Reform der Ein- 
kommenssteuer - Spit- 
zensteuersatz unter 40% 

• Arbeitsplätze international 
wettbewerbsfähig machen 
• Lohnnebenkosten auf un- 

ter 40% senken 
• Senkung  des  Kranken- 

versicherungsbeitrags 
auf höchstens 13% 

• Senkung des Arbeitslo- 
senversicherungsbeitrags 
auf höchstens 5% 

• Rentenversicherung: fak- 
tisches Rentenalter von 
derzeit weniger als 60 
Jahren wieder auf 65 brin- 
gen 

• Wiedereinführung eines 
ehrlichen demographi- 
schen Faktors 

•Vertrauen   in   die   Men- 
schen - Rückzug des Staates 
• Staatsquote in den näch- 

sten 10 Jahren von heute 
fast 50% schrittweise auf 
40% absenken 

• Privatisierung öffentli- 
cher Aufgaben, wo immer 
das möglich ist 

• Erhöhung der Gewerbe- 
steuerumlage zurückneh- 
men - solide Gemeindefi- 
nanzreform - mehr Ein- 
nahmen statt mehr Kre- 
dite für die Kommunen 

• Großer Reformkonvent 
für eine Föderalismusre- 
form 
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c«w um 
UNABHÄNGIGE 

ESZEITUNG  FÜR DEUTSC 
:SCHLAND^    I 

TAGESZEITUNO  run  PWW-    — ^ 

DER   KANZLER   HAT 
NICHT   ÜBERZEUGT 

Die Regierungserklärung 
von Bundeskanzler Ger- 
hard Schröder „Mut zum 
Frieden und Mut zur Ver- 
änderung" kommentieren 
führende deutsche Tages- 
zeitungen wie folgt: 

„Dass aber schon diese zu- 
sammenhanglose Aneinan- 
derreihung von Einschnit- 
ten als mutig gelten muss, 
zeigt das erste Problem: Es 
heißt SPD. Die Fraktion 
zollte ihrem Kanzler im 
Bundestag 90 Minuten lang 
kaum mehr als Pflichtbei- 
fall ... Das zweite Problem 
aber ist Gerhard Schröder 
selbst. In der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik fehlt dem 
angeschlagenen Kanzler 
eine Grundidee, mit der er 
andere überzeugen könnte. 
Schröders angeblicher 
'Mut zu Veränderungen' 
speist sich nicht aus einer 
Aufbruchstimmung, son- 
dern aus Angst. Marktwirt- 
schaft und Globalisierung 
schildert er nicht als 
Chance, sondern als Be- 
drohung ...". 
Financial Times Deutschland 

„Schröder hat andere Er- 
wartungen geweckt - und 
ist vor der eigenen Courage 
zurückgeschreckt. Wollte er 
nicht die Interessengrup- 
pen in die Schranken wei- 
sen, weil diese mehr dem 
eigenen Machtinteresse als 
dem Wohl der Bürger ver- 
pflichtet sind? Wollte er 
nicht den Menschen Mut 
machen zu mehr Eigenver- 
antwortung und zugleich 
den Sinn dafür schärfen, 
daß diese Verantwortung 
ihren Preis hat? Das hat 
Schröder versprochen. 
Aber geliefert hat er das 
Gegenteil. Weiter so - mit 
ein paar Retuschen, aller 
Reformrhetorik zum Trotz. 
Wie der strenge Hausvater, 
der alle zur Ordnung ruft, 
trat der Kanzler auf. Wenn 
die Gewerkschaften kriti- 
siert werden, müssen auch 
die Manager der Unterneh- 
men eins hinter die Löffel 
kriegen. Das ist Pater nalis- 
mus, nicht Liberalismus. 
Statt mit Mut für den Sy- 
stemwechsel zu werben, um 
den Wohlfahrtsstaat zu ret- 
ten, vergrub der Kanzler 
sich in Details". 

Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung 

„An vielen Stellen ließ der 
Kanzler erkennen, dass er 
weiß, was zu tun ist und 
warum er den Bürgern die 
Opfer, die damit verbunden 
sind, nicht ersparen kann- 
Der unwiderstehliche Auf- 
ruf zu einem Aufstand der 
Krisenmüden war das je- 
doch nicht. Die Rede hatte 
ein Machtinstrument sein 
müssen, ein Mittel, nicht 
nur das Parlament, sondern 
das ganze Land davon zu 
überzeugen, dem Kanzle*' 
auf seinem Weg zu folgen- 
Dazu fehlte ihr aber die mit' 
nehmende, mitreißende L*' 
nie, die von der Beschrei- 
bung der Lage über die 
Vorstellung der Mittel zu 
ihrer Überwindung hin zur 
hellen Zukunft eines sanier- 
ten Deutschlands hätte 
führen müssen. Der große 
Kommunikator 
schwächere schon an der 
Stelle, an der die Tatsachen 
dramatisch einfach sind- 
dass der Sozialstaat 

Deutschland über seine 
Verhältnisse lebt und dem 
Bankrott immer nähe' 
rückt". FAZ 

„Unter sorgfältiger Assis- 
tenz des Kanzleramts wurde 
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d>e Mär vom 'Wunder des 
'4- März' geboren und im 
v°rfeld dieses verheißungs- 
vollen Termins landauf lan- 
dab verkündet. Eine 'Ruck'- 

de, gegen die die be- 
''ühmte Philippika eines Ro- 
m°n Herzog verblassen 
tofode, sollte die Bürger 
auJ'rütteln. Vom ' Master- 
Plan'   wurde   geschwärmt. 

ln grüner Spitzenpolitiker 
undigte  eine   'Symphonie 
" Paukenschlag' an. Das 

wunder ist vorgestern aus- 
%eblieben. Der 'große 
wurf zur notwendigen Re- 
l0rrn dieses Staatswesens - 

ehlanzeige. Der Kanzler 
Such einem Gutsherrn, der 
"* Nebel von einem Feld 

ZUrn anderen fährt, ohne zu 
lssen, wo er graben soll. 
H'ar nannte er Einzel- 

PUnkte, die auf einigen wirt- 
[cM'tlichen Feldern kurz- 
ästige Belebung und Fort- 

chritt   versprechen.   Das 
ar wenigstens ein Ansatz. 
°er   insgesamt   erinnerte 

Sein Auftritt an die Vorstel- 
J*n8  eines  lustlosen Zau- 
erkünstlers, der statt eines 

Weißes     Kaninchens     ein 
Mausgraues Karnickel aus 
dern Zylinder zieht." 

Welt am Sonntag 

„Das war kein Tag des 
Kanzlers. Das war nicht das 
berühmte 'Hier und Heute', 
von dem man später einmal 
sagen könnte, von ihm ging 
eine neue Epoche der deut- 
schen Geschichte aus. So 
aber waren die Erwartun- 
gen, die wochenlang leicht- 
fertig geschürt wurden. Ge- 
messen daran und gemessen 
am Zustand unseres Landes, 
hat der Kanzler eine blasse, 
visionslose, seine letzten 
Anhänger werden sagen: 
pflichtschuldige Rede ge- 
halten, die kaum wirklich 
mitreißen konnte ... Der 
Kanzler hat die Latte selbst 
gelegt, über die er dann 
nicht springen konnte. Aber 
er hat es gar nicht erst ver- 
sucht: im Auftritt nicht und 
nicht mit dem Programm. 
Was hat Schröder denn 
noch zu verlieren, auf wel- 
che Wunder will er hoffen? 
Der gordische Knoten des 
Sozialkartells in diesem 
Land wird sich nie und nim- 
mer von alleine lösen. Aber 
offenbar gibt man sich in 
der Regierung immer noch 
der Illusion hin, mit großen 
Kommissionen und kleinen 
Korrekturen weiterwursteln 
zu können. Jetzt rächt sich 

eben, dass diesem Kanzler 
der innere Kompass fehlt, 
die Leitidee, die wahre Lei- 
denschaft". Die Welt 

„Das war also die große 
Rede? Blut, Schweiß und 
Tränen? Wohl eher man- 
gelnder Mut, fehlender 
Fleiß und ganz viel Gähnen. 
Der Kanzler hat gestern 
eine Chance vertan, viel- 
leicht seine letzte. Schlecht 
für ihn, schlimm für 
Deutschland. 'Mut zum 
Frieden und Mut zur Verän- 
derung', hatte er seine mit 
Pomp wochenlang angekün- 
digte Regierungserklärung 
überschrieben. Rausgekom- 
men ist bloß eine Angst- 
Rede, die zu viel Rücksicht 
nahm: auf die Blockierer- 
Gewerkschaften, die Brems- 
Arbeitgeber und die Traditi- 
onskompanien bei seiner 
SPD. Schröder präsentierte 
statt eines großen Konzepts 
nur einen Notfall-Plan. Und 
der kommt den Bundesbür- 
gern nur zu bekannt vor: 
Vor allem den kleinen Leu- 
ten wird wieder in die Ta- 
sche gelangt. Arbeitslose, 
Kranke, Alte sind die Verlie- 
rer des gestrigen Tages". 

BILD-Zeitung 
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